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zurückstellten, um den Aufbau eines demokratischen Sozialismus nicht zu gefährden, 
den sie nur mit der Einheit der linken Parteien glaubten verwirklichen zu können -
ein Gedanke, der bis 1948 wirksam sein sollte. Mit Fortdauer der Zusammenarbeit 
im Rahmen der Nationalen Front wurde auf breiter Ebene die Forderung nach deutli-
cher Abgrenzung von der KPTsch allmählich lauter. Diese Entwicklung fand ihren 
Höhepunkt auf dem Brünner Parteitag vom November 1947, der als Unabhängigkeits-
beweis verstanden wurde. Zu Beginn 1948 schließlich glaubte man, die Demokratie 
gegen die KPTsch verteidigen zu müssen. Politisch folgenreicher jedoch erwies sich 
letztlich die Inhomogenität der Positionen gegenüber den Kommunisten, wobei nach 
K. die sogenannte „Linke" keine eigenständige Gruppe darstellte, sondern sich von 
der KPTsch instrumentalisieren ließ. 

Somit ist das Bild, welches die tschechoslowakische Sozialdemokratie bis zur Fusion 
mit der KPTsch bzw. bis zu ihrem Existenzverlust im Juni 1948 bot, von mehreren politi-
schen Fehleinschätzungen, der Entfernung von der eigenen Tradition sowie fehlender 
Geschlossenheit geprägt. Immerhin begab sie sich freiwillig in den Einflußbereich der 
Sowjetunion, deren Hauptfeind bis zum Beginn des deutsch-russischen Krieges nicht 
der Faschismus, sondern die Sozialdemokratie war. Widerstand gegen das von der 
KPTsch angestrebte Machtmonopol war somit von vorneherein konterkariert. In direk-
tem Zusammenhang dazu steht die generelle Fehleinschätzung der KPTsch hinsichtlich 
ihrer Ziele und ihrer Taktik, der die Sozialdemokratie aber mit den Methoden einer 
bürgerlichen Demokratie begegnete. 

Je mehr K. die internen Probleme und den zunehmenden Differenzierungsprozeß 
der Sozialdemokratie darstellt, desto mehr wird sein Buch Arbeit zu einer Aufarbei-
tung der vielfältigen taktischen Vorgehensweisen der KPTsch zur Realisierung ihres 
Machtstrebens. Hauptinstrument war die Spaltung der in der Nationalen Front beteilig-
ten Parteien in zwei Blöcke sowie die Spaltung der Sozialdemokratie selbst. Das Spek-
trum der dafür verwandten Mittel war breit und endete schließlich, nachdem die 
KPTsch infolge der Februarereignisse von 1948 das uneingeschränkte Machtmonopol 
erlangt hatte, mit dem Kampf gegen den „Sozialdemokratismus" bzw. der Verfolgung 
von Sozialdemokraten. 

Die Arbeit K.s ist ein wesentlicher Beitrag zur entscheidenden Phase der tschecho-
slowakischen Nachkriegsgeschichte. Ihr Schwerpunkt liegt eindeutig auf der Auseinan-
dersetzung zwischen Sozialdemokratie und Kommunisten, Beschaffenheit und Wirkung 
der von beiden Parteien gestalteten Volksdemokratie sind weniger miteinbezogen. 
Eine Bereicherung stellen die vom Herausgeber Georg J. Loewy vorgenommenen re-
daktionellen Fußnoten dar, die Ergänzungen beinhalten oder K.s Aussagen kritisch 
relativieren. Als Beispiel seien genannt die Nichterwähnung der Deutschen Sozial-
demokratischen Arbeiterpartei (DSAP, S. 36), die Einordnung Fierlingers (S. 25) oder 
die Rolle des Finanzkapitals und der Großgrundbesitzer (S. 29). Wünschenswert wäre, 
von der Gleichsetzung der gesamten sozialdemokratischen Partei mit dem Parteivor-
stand und Präsidium Abstand zu nehmen, um mittels einer stärkeren Berücksichtigung 
der lokalen Organisationen differenziertere Erkenntnisse von den Vorgängen zu erhal-
ten. Nur so scheint es möglich zu erfahren, wie „die Partei" zur Fusion stand. 

Marburg Marlis Sewering-Wollanek 
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Seit 1955 legen die ungarischen Historiker zu jedem Internationalen Historikerkon-
greß eine umfangreiche Sammelpublikation vor, um mit ausgewählten Beispielen die 
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international e wissenschaftlich e Öffentlichkei t über die jüngsten Ergebnisse der Ge -
schichtsforschun g in Ungar n zu unterrichten. 1 Di e hier anzuzeigende n Bände , die aus 
Anlaß des Treffens in Stuttgar t (1985) erschiene n sind, enthalte n 65 Beiträge , von de-
nen genau die Hälfte , 33, in deutscher , 24 in englischer und 7 in französische r Sprach e 
verfaßt sind; ein einziger Text ist russisch geschrieben . In den weitaus meiste n Aufsät-
zen , 54, werden Einzelheite n der ungarische n Geschicht e erörtert , wobei solche des 
20. Jhs. besonder s häufig berücksichtig t werden (30). Im folgenden sollen die Leser 
der ZfO auf einige Studie n hingewiesen werden , in dene n Zuständ e un d Entwicklun -
gen der ungarische n Vergangenhei t in außerungarisch e ode r gar europäisch e Zusam -
menhäng e eingeordne t ode r mit ähnliche n Situatione n und Vorgängen außerhal b des 
eigenen Lande s verglichen werden . 

Feren c S z a k a ù y erklär t die rasche Ausbreitun g der Reformatio n im soeben - seit 
1521: Fal l Belgrads -  türkisch gewordene n Ungar n einleuchten d damit , die osmanisch e 
Führun g habe keinen Anlaß gehabt , diesen bereit s im Gan g befindliche n Proze ß zu 
behinder n oder gar zu unterbrechen . Nac h den günstigen Erfahrungen , die sie mit der 
Autokephali e auf dem schon früher unterworfene n Balkan gemach t habe , habe sie viel-
meh r gehofft, durc h die Kooperatio n mit den neue n Kirche n auch hier ihre Herrschaf t 
konsolidiere n zu können ; ander s als Katholike n seien evangelisch geworden e Christe n 
nämlic h nich t an ein geistlich-administrative s Zentru m außerhal b des osmanische n Rei-
ches gebunden . Interessan t sind die Hinweis e auf die engen Beziehunge n Melan -
chthons , aber auch der schweizerische n Reformatore n zu den neue n Gemeinde n im 
türkische n Ungar n (II , S. 437—458). -  De n ungarische n Charakte r der Patrimonialge -
richtsbarkeit , die es auch anderswo im alten Europ a gegeben hat , erläuter t Istvan 
Kal l ay . Er stütz t sich dabei vor allem auf das Materia l aus den Archiven der ehemali -
gen Gutsherrschaften , das erst seit dem Zweite n Weltkrieg, als Folge der politische n 
und gesellschaftliche n Veränderunge n im Land , der Forschun g zur Verfügung steht . 
Diese s feudale Institu t besaß, wie K. nachweist , nich t nu r straf- , sonder n auch zivil-
rechtlich e Kompetenzen . Di e meiste n Kriminalverfahre n beschäftigte n sich mit Dieb -
stahl un d Raub , die meiste n Zivilverfahren mit Erbstreitigkeiten . Da ß gerade über die 
materiell e Hinterlassenschaf t von Untertane n so häufig entschiede n werden mußte , 
deute t nach K. darau f hin , daß auch in dieser sozialen Unterschich t beträchtlich e Ver-
mögenswert e erworben werden konnte n (I , S. 501—520). -  Umittelba r nac h dem Berli-
ner Kongre ß versucht e die habsburgisch e Staatsführung , noc h bestehend e Lücke n im 
Donaustatu t zu eine r Erweiterun g des eigenen Einflusses auf die Kontroll e über die 
internationalisierte n Abschnitt e dieses Strome s zu nutzen , vornehmlic h zum Nachtei l 
der kleinen Anrainerlände r Rumänien , Bulgarien un d Serbien . Unte r Auswertun g von 
Wiener un d Budapeste r Archivalien berichte t Emi l Pa1o ta s über die diplomatische n 
Vorstöße , die in dieser Absicht oder zu deren Verhinderun g unternomme n wurden , 
und sieht in der Tatsache , daß das habsburgisch e Projek t nu r zum Teil verwirklicht wer-
den konnt e (1883), ein Indi z für die größer geworden e Bedeutun g der Balkanstaate n 
(II , S. 161-183) . 

Zwar kämpft e seit dem letzte n Viertel des 19. Jhs. auch in Ungar n die Arbeiterbewe-
gung für die Einführun g des allgemeine n Wahlrechts , doch gelang es ihr hier , ander s 
als in Cisleithanien , nicht , diese Forderun g durchzusetzen . Mit den Diskussione n über 
dieses Postula t in der ungarische n Sozialdemokrati e und deren Aktione n zu seiner Rea -
lisierung beschäftigt sich Tibor E r e n y i . Solche Aktione n konnte n nu r außerparla -
mentarische r Art sein -  Publizistik , Straßendemonstrationen , Streiks - , weil die Wahl 
von Sozialdemokrate n zu Reichstagsabgeordnete n durc h das geltend e Stimmrech t ver-
hinder t wurde . De n Mißerfol g der sozialdemokratische n Wahlagitatio n erklär t E. da-

1) Vgl. die Rezensione n in ZfO 21 (1972), S.581L, und 27 (1978), S.173L 
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mit, daß sich die politische und gesellschaftliche Situation in Ungarn von der in der 
westlichen Reichshälfte erheblich unterschieden habe (I, S. 195—219). - Eine knappe, 
aber sehr instruktive und überzeugend kommentierte Zusammenstellung der alliierten 
Kriegsziele, so wie diese von den Führungen der Ententestaaten seit dem Ausbruch 
des Ersten Weltkriegs, zunächst oft im Gegensatz zueinander, entwickelt wurden, legt 
József G a l a n t a i vor. Mit Recht weist er darauf hin, daß man wegen der schon seit 
langem existierenden osmanischen Frage gegenüber der Türkei bereits von Anfang an 
erhebliche Veränderungen im Nahen und Mittleren Osten angestrebt hat, während die 
ursprünglichen Pläne für die Zukunft der Mittelmächte im eigentlichen Sinn, Deutsch-
lands und Österreich-Ungarns, alles andere als radikal waren. G. setzt sich dafür ein, 
in die auf dem Internationalen Historikerkongreß in Bukarest (1980) neu aufgenomme-
ne wissenschaftliche Diskussion über die Pariser Friedenskonferenz von 1919/20 auch 
diese Kriegsziele einzubeziehen (I, S. 221-239). - Mit der „ungarischen Frage" auf 
der nächsten Pariser Friedenskonferenz, durch die die europäischen Verbündeten Hit-
lers - Rumänien, Bulgarien, Italien, Ungarn und Finnland - völkerrechtlich korrekt 
aus dem Kriegszustand entlassen werden sollten (1946/47), beschäftigt sich Sandor Ba-
l o g h . Auf ungarischer Seite wollte man in der diplomatischen Vorbereitung (Reisen 
von Regierungsdelegationen nach Moskau, Washington und London) wie auf der Kon-
ferenz selbst vor allem erreichen, daß die bereits 1945 manu militari vorgenommene 
Wiederherstellung der Trianon-Grenzen mit der Tschechoslowakei und Rumänien 
durch den Friedensvertrag nicht bestätigt, sondern durch eine national gerechtere 
Linienführung ersetzt würde. Zumindest sollten, analog zu den Minderheitenschutzver-
trägen nach dem Ersten Weltkrieg, in die neuen Friedensverträge Klauseln zur Siche-
rung der in Zukunft wieder einer andersnationalen Herrschaft unterstehenden Madja-
ren aufgenommen werden. Doch in der nichtsowjetischen Welt, namentlich in Großbri-
tannien und den USA, war man nicht bereit, den Madjaren zuliebe von dem Grundsatz 
abzugehen, der Territorialstand von 1937 sei zu restaurieren, und verwies im übrigen 
auf die Grundrechtskataloge in der tschechoslowakischen und in der rumänischen Ver-
fassung, die auch den hier lebenden Madjaren zugute kommen würden. Letztlich ent-
scheidend war aber wohl, daß die tschechoslowakische wie die rumänische Regierung 
es als Sieger (CSR) oder Verbündeter der vorletzten Stunde (Rumänien) abgelehnt 
haben, die ungarischen Vorschläge auch nur zu diskutieren, und daß sie darin von der 
Sowjetunion nachdrücklich unterstützt wurden (I, S. 19—41). 

Wie bei den früheren ungarischen Veröffentlichungen zu den Internationalen Histo-
rikerkongressen ist auch diesmal für die außerungarische Forschung die Auswahlbiblio-
graphie von besonderer Bedeutung (Bd. III). Die Titel, jeweils mit französischer und 
russischer Übersetzung, sind nach Sachgebieten geordnet. Daß im Unterschied dazu 
nicht auch die Aufsätze nach Themengruppen oder Epochen gegliedert wurden, son-
dern daß hier die alphabetische Reihenfolge der Verfassernamen das einzige Ordnungs-
prinzip ist, erschwert die Benutzung, ist aber der einzige Fehler dieses respektablen 
Opus. 

Köln Peter Burian 


